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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, Freundinnen 
und Freunde unseres Vereines,

schon wieder ist ein Jahr nahe am 
Ablaufdatum. Und was war das für 
ein Jahr? Corona, Russlands Über-
fall auf die Ukraine, eine Fußball-
weltmeisterschaft, Preissteigerungen 
ohne Ende, der fortschreitende Kli-
mawandel und eine Regierung, die 
permanent gejagt wird und kaum 
zum Regieren kommt. Und dann 
noch die seltsam anmutenden Ge-
stalten auf der Straße, die für ihre 
Freiheit demonstrieren. Dabei 
könnten sie freier nicht sein. Manche 
sind in meinen Augen zu frei, bzw. 
nehmen sich viel zu viel Freiheiten 
heraus. Besonders deutlich wird 
das täglich in den „sozialen Medi-
en“. Insoweit wäre es direkt hilf-
reich, wenn Musk Twitter tatsäch-
lich in den Sand setzen würde. Ist es 
doch ein Hochamt für alle Krakee-
ler dieser Welt und für die, die sich 
kurz einer Pflicht entledigen wol-
len. Ich könnte beispielsweise jedes 
Mal Zustände bekommen, wenn ich 
lese, dass der Bundeskanzler den 
Hinterbliebenen via Twitter seine 
Anteilnahme übermittelte.

In diesem Jahr haben wir kei-
ne neue Weihnachtsgeschichte. Die 

Mitwirkung unserer Mitglieder lässt 
kontinuierlich nach. Nach meinem 
getarnten Aufruf im letzten Heft hat-
te ich die leise Hoffnung, dass sich 
noch jemand aufrafft. Soll mir doch 
niemand erzählen, dass unter den im-
mer noch fast 500 Mitgliedern kein 
Mensch mit einem entsprechenden 
Talent ist. Die Hoffnung war vergeb-
lich. So verabschiedet man sich nach 
und nach aus allen Traditionen.

Breiten Raum nimmt in diesem 
Heft die Diskussion um die Triage-
Regelungen ein. Unserer Ansicht 
nach kann diese nur durchführ-
bar sein, wenn Zeit für Diskussi-
onen vorhanden ist. An der Unfall-
stelle und in der Notaufnahme ist 
Zeit Mangelware. Dort muss von 
den Ärzten ad hoc die Prioritäten-
liste erstellt werden. Und wenn be-
reits jemand an einer Beatmungs-
maschine hängt, ist es undenkbar, 
dass diese jemand anders zugeteilt 
wird. Denn das wäre Töten durch 
aktives Handeln, nicht nur durch 
Unterlassen. Besser wäre es, wenn 
unser Gesundheitswesen - nicht so 
auf Kante genäht - Reserven vor-
halten würde. Dann müssten wir 
nicht die Ärzte mit dieser Entschei-
dung alleine lassen. Eine Entschei-
dung, die oftmals später in aller 
Ruhe gerichtlich überprüft werden 
muss.

Aus unserer Beratungsarbeit 
wissen wir, dass einige Kostenträ-
ger versuchen, die Blockarbeits-
zeit bei Arbeitgebermodellen nicht 
mehr zu genehmigen. Nun haben 
sie zwar sozialhilfe- und sozial-
versicherungsrechtlich eine Steue-
rungsmöglichkeit. Arbeits-, steuer- 
und sozialversicherungsrechtlich 
unterliegen diese Arbeitgeber der 
Kontrolle von entsprechenden Or-
ganisationen, wie alle anderen Ar-
beitgeber auch. Aber sie argumen-
tieren, sie dürften keine illegalen 

Beschäftigungsverhältnisse finan-
zieren. Wären diese illegal, wären 
mit Sicherheit die zuständigen Be-
hörden längst eingeschritten. Sind 
sie aber nicht. Die Kostenträger ma-
chen das – unterstellt - aus niedrigen 
Beweggründen. Sie lassen nichts 
aus, was Druck erzeugt. Dafür sind 
manchen alle Mittel recht. Wir ha-
ben Ende Oktober einen Brief an die 
behindertenpolitischen Mandatsträ-
ger der Bundestagsparteien sowie 
an den Beauftragten der Bundesre-
gierung gesendet und gebeten, uns 
bei der Novellierung des § 18 Ar-
beitszeitgesetz zu unterstützen und 
eine ausführliche Begründung mit-
geliefert. Bis heute, 06. Dezember, 
liegt noch keine Antwort vor.

Seit vielen Jahren sind wir in der 
Beratung von Menschen mit Be-
hinderung tätig und müssen immer 
mal wieder feststellen, dass sich in 
all der Zeit in wesentlichen Be-
reichen wenig an der Lebenssitua-
tion von Menschen mit Assistenz-
bedarf geändert hat. Nachdem wir 
in zahllosen Texten die Situation 
anprangerten und nichts ausrichte-
ten, versuchen wir es nun mit ei-
ner Glosse „Der Unfall am sechs-
ten Tag“ (siehe Seite 7).

Im nächsten Jahr haben wir wie-
der Wahlen. Vor zwei Jahren hatten 
wir für fünf Vorstandsmitglieder 
fünf Kandidaten. Die Mitglieder 
hatten keine Wahl. Unsere Hoff-
nung richtet sich auf das nächste 
Jahr. Bitte bewerben Sie sich für den 
Vorstand. Gerne auch für den Vor-
sitzenden. Ich habe die Hoffnung 
noch nicht aufgegeben, dass ForseA 
eines hoffentlich noch fernen Tages 
nicht mit mir zusammen beerdigt 
werden muss. Grundkenntnisse der 
rechtlichen Rahmenbedingungen 
wären von Vorteil. Und wenn dann 
auch noch die Bereitschaft vorhan-
den ist, sich weitere Kenntnisse an-
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Editorial / Rückblick auf ein schlimmes Jahr 2022

Rückblick auf ein schlimmes Jahr 2022

zueignen, wäre das geradezu opti-
mal. Es ist machbar. Ich habe selbst 
bei nahezu Null angefangen, als un-
sere Vereinsgründerin Elke Bartz 
2008 plötzlich verstorben ist. 

Abschließend wünschen wir Ih-
nen eine schöne, besinnliche Weih-

nachtszeit. Für 2023 wünschen wir 
Ihnen Gesundheit, ein Ende der un-
menschlichen sozialen Wirkungen 
der Pandemie. Uns allen auf diesem 
Planeten endlich Frieden. Und allen, 
die dagegen verstoßen, harte Strafen 
ohne Rücksicht auf wirtschaftliche 
Abhängigkeiten. Übrig bleibt der 

Wunsch, von Assistenzproblemen 
aller Art verschont zu bleiben.

Herzliche Grüße 
 

Gerhard Bartz, Vorsitzender

Rückblick auf ein schlimmes Jahr 2022
Waaas, schon wieder ein Jahr 

rum? Je älter ein Mensch ist, de-
sto schneller verrinnt gefühlt die 
Zeit. Und wenn diese auch noch - 
aus behindertenpolitischer Sicht - 
so fortschrittslos verstreicht, wirkt 
das noch dramatischer. Gleichzei-
tig wirkt nach wie vor die coro-
nabedingte Vereinsamung. Dazu 
kommen die anderen Unbilden, die 
Menschen mit Behinderungen na-
türlich ebenso betreffen. Viele die-
ser Menschen sind auf die Grundsi-
cherung angewiesen und somit von 
der Inflation besonders heftig be-
troffen. Es war kein gutes Jahr für 
Menschen mit Behinderung. Poli-
tisch ging es rückwärts. Das Inten-
sivpflegegesetz ist ein Lehrbeispiel 
für eine Politik, die links blinkt und 
rechts abbiegt. 

Unter dem Vorwand, sich um die 
Pflegequalität zu sorgen, kommt 
das alte Begehren zum Vorschein, 
Menschen mit Behinderung wie-
der stationär unterzubringen. Den 
Kostenvorteil nimmt man gerne in 
Kauf. Der Preis, den die davon be-
troffenen Menschen zahlen müs-
sen, ist dagegen entsetzlich hoch. 
Sie verlieren ihre Freiheit in den 
eigenen vier Wänden, verlieren 
ihre Assistenz, werden dem Medi-
zinbetrieb ausgeliefert und fürch-

ten sich heute schon vor den Ver-
suchen, sie von der Beatmung zu 
entwöhnen. Die panische Furcht 
vor Erstickungsanfällen während 
der Tests lähmt diese Menschen 
bereits heute. Sie haben zudem 
den Eindruck, dass die Solidari-
tät der sogenannten Behinderten-
bewegung nicht besonders ausge-
prägt ist. Das Intensivpflegegesetz 
wurde nahezu lautlos eingeführt. 
Die Durchführungsbestimmungen 
wurden außerhalb des Parlaments 
und ohne ausreichende Mitwir-
kung der betroffenen Menschen 
beschlossen. Über den derzeitigen 
Stand der Umsetzung gibt es Un-
klarheiten. Der Bundespräsident 
hätte es nie unterschreiben dürfen, 
denn es verstößt gegen unsere Ver-
fassung, auch gegen die Behinder-
tenrechtskonvention der Vereinten 
Nationen. Dort hat sich Deutsch-
land verpflichtet, nur noch kon-
ventionskonforme Gesetze zu er-
lassen. Daran hat man jedoch nicht 
einmal im Traum gedacht.

Eine weitere offene Baustelle ist 
die Triageregelung, die verhindern 
soll, dass behinderte Menschen auf 
den Intensivstationen benachteiligt 
werden, weil Menschen ohne Be-
hinderungen (beispielsweise bei 
der Zuteilung von Beatmungsgerä-

ten) bevorzugt werden. Natürlich 
haben Menschen mit Behinderung 
das gleiche (Über-)Lebensrecht wie 
Menschen ohne Behinderung. Und 
natürlich dürfen sie nicht von Be-
atmungsmaschinen abgehängt wer-
den, wenn diese für einen Men-
schen mit günstigeren Prognosen 
gebraucht werden. Aber ansonsten 
müssen sie sich den Ethikrichtli-
nien der Ärzte unterwerfen wie alle 
anderen auch. Zudem gibt es ver-
mutlich genug Beatmungsgeräte, 
sie liegen sogar irgendwo auf Hal-
de, weil in großer Stückzahl einge-
kauft wurden. 

Das weitaus größere Problem 
ist das Personal. Solange Krank-
heit und Pflege Dividende an In-
vestoren generieren müssen, wird 
dieses Problem bleiben. Krank-
heit und Pflege ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe wie bei-
spielsweise THW und Feuerwehr. 
Dort ist man bestenfalls arbeitslose 
Reserve. Doch niemand stellt de-
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Rückblick auf ein schlimmes Jahr 2022

ren Kosten zur Diskussion. Wäh-
rend Pflegeheime mit ihren Rendi-
ten noch immer Investoren auf den 
Plan locken, leiden die Insassen an 
dem, was die Investoren erfreut. 
Diese Rechnung kann gesellschaft-
lich nie aufgehen, zu gegensätzlich 
sind die Interessen. Mit der Ein-
führung der Pflegeversicherung 
wurde auch noch die Pflege der 
Menschen akkordfähig, zu Lasten 
der davon betroffenen Menschen. 
Fortan galt es, das pflegende Per-
sonal anzuhalten, in möglichst 
kurzer Zeit so viele Module wie 
möglich abzurechnen. Diese Pri-
vatisierungen waren die größten 
Fehler der Herren Kohl und Blüm. 
Wie lange schaut die Gesellschaft 
hier noch zu?

Derzeit wird eine weitere Schwä-
che des Systems offenbar: Bedingt 
durch die hohe Inflationsrate stim-
men die ausgehandelten Pflegesät-
ze mit den Krankenkassen nicht 
mehr. Weder sie noch die Sozial-
minister sind bereit, diese nach-
zuverhandeln. Dadurch kommen 
viele Krankenhäuser und Seni-
oren-„Residenzen“ in Schieflagen, 
denn die Investoren wollen natür-
lich weiterhin Geld sehen. Auf der 
Strecke bleiben die Kranken, die 
Alten und die Behinderten in sol-
chen Anstalten. Oft unterversorgt, 
können sie die dennoch rasch an-
steigenden Eigenanteile nicht mehr 
schultern. Müssen sie dann die So-
zialämter mit einbeziehen, sind er-
stens bald die „Notgroschen“ weg 
und von der Rente bleibt nur noch 
ein Taschengeld. Es wird höchste 
Zeit, die Investoren in diesem Be-
reich zurückzudrängen und die Ri-
siken von Alter, Krankheit und Be-
hinderung beitragsfinanziert auf 
alle, wirklich alle Schultern zu ver-
teilen. Ohne Beitragsbemessungs-
grenzen und unter Einbeziehung 
wirklich aller Einkünfte.

Im Bereich der ambulanten Assi-
stenz drehen verschiedene Kosten-
träger, insbesondere der Sozialhil-
fe, ungeachtet von Notlagen an den 
Daumenschrauben. Zwei Monate 
nach einer Bedarfsermittlungskon-
ferenz wurde bei einer Person, die 
eine fortschreitende Krankheit hat, 
nach vielen Jahren der anerkannte 
Bedarf von 16 Stunden täglich auf 
unter 11 Stunden festgelegt. Da-
bei ist diese Person eigentlich auf 
eine 24/7-Assistenz angewiesen. 
Kein Wort dazu, wie sie das reali-
sieren könnte. Auch bei der Kon-
ferenz selbst deutete nichts darauf 
hin, dass es zu einer solchen Kür-
zung kommen würde. Dort hät-
te man das ja diskutieren können. 
Es kam ja noch nicht zu einem Be-
scheid. Man kündigte an, dass man 
beabsichtige, einen solchen Be-
scheid zu erlassen. Das leider mitt-
lerweile übliche Verfahren, um die 
Bürgerinnen und Bürger möglichst 
lange im eigenen Saft schmoren zu 
lassen. 

Dieser Kostenträger misshandelt 
auf solche Weise zahlreiche Antrag-
stellerinnen und Antragsteller. Man 
kann davon ausgehen, dass diese 
Methode dort angewiesen ist. Die 
Behördenleitung wurde vor weni-
gen Monaten vom örtlichen Verein 
der Behindertenselbsthilfe zu einem 
Gespräch eingeladen. Sie zeigte 
sich betroffen - geändert hat sich je-
doch rein gar nichts. Es wurde eher 
noch schlimmer. Auch in diesem 
Beispiel wurden plötzlich Verstö-
ße gegen das Arbeitszeitgesetz mo-
niert. Es wird alles angeführt, was 
die Antragsteller unter Druck setzen 
könnte.

ForseA ist initiativ geworden, 
um den § 18 des Arbeitszeitge-
setzes deutlicher zu machen. Aber 
auch die bisherige Fassung hat bei 
den Überwachungsbehörden noch 

keinerlei Probleme gemacht (siehe 
Seite 40).

Wie man sieht, war es kein gutes 
Jahr für Menschen mit behinde-
rungsbedingtem Assistenzbedarf. 
Und so, wie über die öffentlichen 
Haushalte gejammert wird, ist da-
von auszugehen, dass das nächste 
Jahr nicht besser wird. Die Men-
schenrechte behinderter Menschen 
bleiben unter Finanzierungsvorbe-
halt. Schlimmer noch: Selbst der 
Gesetzgeber schert sich in bester 
Tradition nicht darum. 

Wir werden uns weiterhin weh-
ren müssen. Das Schlimme ist, dass 
Rechtswege sehr teuer und lang-
wierig sind. Und Zeit und Geld 
steht uns einfach zu wenig zur Ver-
fügung. Denn mit keiner oder kei-
ner bedarfsdeckenden Assistenz be-
finden wir uns sofort in einer sehr 
schwierigen, nahezu ausweglosen 
Notlage. Genau das wissen die Ko-
stenträger und nutzen es weidlich 
aus.

Wir wünschen Ihnen trotz al-
ler Widrigkeiten ein gesundes und 
friedliches Jahr 2023, frei von Assi-
stenzproblemen!

Der ForseA-Vorstand 

Gerhard Bartz, 
Magot Hartinger, 
Monika Martin, 
Ihsan Özdil, 
Susanne Steffgen

Das ärgerliche am Ärger 
ist, dass man sich schadet, 
ohne anderen zu nützen. 

Kurt Tucholsky
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Der Unfall am sechsten Tag

Seit nunmehr fast 30 Jahren beschäftige ich mich mit den Problemen behinderter Menschen. Auch poli-
tisch. Viele Menschen haben sehr viel Fantasie gezeigt und immer neue Aktionen entwickelt, um die diese 
Poli-tik und die Öffentlichkeit auf die Benachteiligungen für Menschen mit Behinderungen aufmerksam zu 
machen. Dabei mussten wir feststellen, dass unsere Bohrer für die dicken Bretter viel zu schwach sind. Natür-
lich haben wir Erfolge erzielt, kleine zwar, aber immerhin kamen wir damit in die Tagesschau. Dass wir die-
se selbst durch Nachteile an anderer Stelle bezahlen mussten, wurde natürlich nicht berichtet. So hangeln 
wir uns ohne nennenswerte Fortschritte durch die Zeiten. Niemand in der Politik kommt auf die Idee, dass 
es für Menschen mit Behinderungen dieselben Menschenrechte gibt wie für den Rest der Menschheit. Man 
geht wohl davon aus, dass sich die betroffenen Menschen längst mit den Nachteilen abgefunden haben. Ein 
Irrtum, der manche von ihnen verzweifeln lässt. Aus diesem Grunde versuche ich es nun mit einer Glosse, 
vielleicht ist diese ein passendes Transportmittel, um der Gesellschaft unsere Probleme aufzuzeigen.

Der Unfall am sechsten Tag     Eine Glosse von Gerhard Bartz

Symbolfoto Schafe © Katja Greye

In einer gekürzten Fassung veröf-
fentlicht im PARAplegiker, der Mit-
gliederzeitschrift der Fördergemein-
schaft der Querschnittgelähmten in 
Deutschland e.V. (FGQ)

Irgendwie hatte Gott nicht den 
besten Tag, als er den Menschen er-
schuf. Er griff versehentlich zwei-
mal in die Kiste der Charakterei-
genschaften und so erhielt jeder 
Mensch die Möglichkeit, von der 
Veranlagung eher Wolf oder Schaf 
zu sein. Das gilt bis zum heutigen 
Tag und vermutlich bis zum Ende 
aller Tage.

Die Schafe, obwohl stets weit in 
der Überzahl, wurden dennoch von 
den wenigen Wölfen stark domi-
niert. Schließlich wurde es ihnen 
zu dumm und sie wählten ein Par-
lament, in dem sie natürlich eben-
falls die Mehrheit hatten und bil-
deten sich ein, jetzt Ruhe vor den 
Wölfen zu haben. Die Wölfe - nicht 
dumm - verkleideten einige ihrer 
Zeitgenossen als Schafe und diese 
mischten sich unter die scheinbar 
Ihresgleichen. Anders aber als die 
wirklichen Schafe drängte es sie re-
gelrecht in die Parlamente. Und sie-
he da, zusammen mit den Schein-
schafen erreichten sie nach kurzer 
Zeit die Mehrheit in den Parlamen-
ten. Die Schafe erkannten zwar, 
dass ihre eigenen Mitschafe nun 

gegen ihre Interessen abstimmten. 
Diese, darauf erbost angesprochen, 
begründeten das mit Sachzwängen, 
mit dem Verbot, sich zu verschul-
den. Derweil lebten die Wölfe im 
Parlament und außerhalb natürlich 
erst recht in Saus und Braus. Und 
wenn sie nicht gestorben sind, sieht 
man die Schafe heute noch mit rat-
losen Gesichtern auf der Wiese ste-
hen. 

Wer möchte, kann Parallelen zur 
heutigen Politik ziehen. Als wir 
2021 einen neuen Bundestag wäh-
len konnten, atmeten wir auf. End-
lich war die SPD nicht mehr auf die 
Union angewiesen. Zusammen mit 

den GRÜNEN wurden 324 Sitze 
erreicht, 45 Sitze fehlten zur abso-
luten Mehrheit. Aus dem verblie-
benen Spektrum blieben die Uni-
on, die Linke und die fdp übrig. 
Mit der Linken hätte es nicht ger-
eicht, sie taten im Vorfeld alles, da-
mit niemand auf die Idee käme, mit 
ihnen koalieren zu wollen. Die afd 
blieb ohnehin außen vor, mit denen 
wollte man sich nicht mal fotogra-
fieren lassen. Die Union wollte man 
auch nicht, sie hatte ihre Chancen 
und konnte nicht viel damit anfan-
gen. Blieb die Drei-Pünktchen-
Partei f.d.p. Diese Partei, oder bes-
ser ihr ewig junger Chef, schaffte 
es, den Wählerinnen und Wählern 
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Der Unfall am sechsten Tag

im Alter von 18 bis 25 zu verkli-
ckern, dass sie alle Chancen hät-
ten, in die Oberklasse aufzustei-
gen. Aber dafür bräuchten sie die 
f.d.p. Nur die wäre in der Lage, 
die ganzen Aufstiegshemmnisse 
zu beseitigen und eine entfessel-
te Wirtschaft wäre der Garant für 
den Wohlstand für alle. Gut, dem 
Jungvolk kann man so was erzäh-
len. Bis die den Denkfehler entde-
cken, steht das Wahlergebnis be-
reits fest. Und in vier Jahren gibt 
es ein neues Jungvolk. So kam also 
diese Partei zu 92 (!) Sitzen. Und 
die Union hatte einen Brückenkopf 
in der Ampelkoalition, sehr zur 
Freude des Herrn Friedrich Merz, 
der nun keine Chance auslässt, sich 
als Kanzler der Reserve im In- und 
Ausland vorzustellen. 

Liegt es darin, dass sich die Wölfe 
immer nachlässiger tarnen oder die 
Menschheit gelernt hat, getarnte 
Wölfe besser zu erkennen: In der 
Sozialdemokratie werden immer 
mehr Wölfe verortet. Mandatsträ-
gerinnen und -träger, die längst ihr 
sozialdemokratisches Mäntelchen 
missbrauchen, um Unionspolitik 
zu machen. Gleiches ist auch bei 
den GRÜNEN zu beobachten. Uni-
ons-Abgeordnete haben sich – von 
wenigen Ausnahmen abgesehen – 
längst von der sozialen Marktwirt-
schaft verabschiedet. Als Meister 
der Tarnung haben sich die Libe-
ralen herausgestellt. 

Ihre Liberalität gilt alleine dem 
Markt, dem sie alles unterordnen. 
Den älteren Wählerinnen und Wäh-
lern geben sie sich nach wie vor als 
die Partei des Theodor Heuss aus. 
Den Jungen dagegen als Karrie-
renbeförderer, der die Alten mit ih-
ren Ansprüchen in die Schranken 
verweist. Die afd, die ursprünglich 
gegründet wurde, um staatliche 
Einflüsse auf den Markt zurückzu-

drängen, wechselte in schöner Re-
gelmäßigkeit ihr Mäntelchen, um 
sich an die jeweiligen Protestströ-
mungen anzupassen. Dabei schim-
mert jedoch immer das hässliche 
Gesicht des „Flügels“ durch. So 
viel Kreide gibt es nicht, dass man 
Höcke & Co. nicht immer wieder 
erkennt. Am ehrlichsten erscheinen 
mir die LINKEN, die dreißig Jah-
ren nach der Wiedervereinigung 
immer noch auf der Suche nach 
einem passenden Mantel sind.

Mir drängt sich stets bei der Be-
trachtung der Sozialdemokratie 
- sowohl in der früheren Großen 
Koalition als auch jetzt in der Am-
pel - der Gedanke auf, dass man 
dort heilfroh ist, einen bremsenden 
Partner zu haben. So hat man stets 
einen Sündenbock und kann sei-
ne eigene Tarnung weiter pflegen. 
Wie sonst ließe sich erklären, wie 
es gelang, das Bundesteilhabege-
setz, das gegen die Verfassung und 
gegen die Behindertenrechtskon-
vention verstößt, durch die Gesetz-
gebung zu bringen? 

Noch deutlicher wird es beim 
Intensivpflege- und Rehabilitati-
onsstärkungsgesetz IPReG. Hier 
machte man sich keine Mühe mehr, 
hier können Menschen mit hohem 
Assistenzbedarf aus ihrer Woh-
nung gerissen und in Einrich-
tungen zwangseingewiesen wer-
den. Vorgeblich, weil man sich 
Sorgen um die Qualität der pflege-
rischen Versorgung macht. Tatsäch-
liche Gründe dürften sein, dass man 
diese teuren Versorgungsmodel-
le zerschlagen will. Zuvor wurde 
bekannt, dass osteuropäische Ma-
fiastrukturen dieses System miss-
braucht und viele Millionen Euro 
abgezockt hatten, ehe das System 
enttarnt wurde. Und dann schüttete 
man das Kind mit dem Bade aus. 
Halbe Sachen machen die Deut-

schen nicht. Ein aktuelles Beispiel 
aus der Strategie-Küche der Sozial-
demokraten konnte man beim Bür-
gergeld beobachten. Hier durfte die 
fdp zunächst bei der Stange bleiben. 
Erst kurz vor der Bundesratssitzung 
wechselte sie die Front und lief zur 
Union über. Derweil bog dann auch 
die SPD „gezwungen“ trotz linken 
Blinkers scharf rechts ab. Fried-
rich Merz konnte sein Glück nicht 
fassen. Er freute sich darüber, dass 
die SPD weiter entgegenkam, als es 
ursprünglich gedacht wurde. Und 
die Sozialdemokraten konnten sich 
dank zweier Sündenböcke auf be-
währte Weise exkulpieren. 

Dass dieses System auch in der 
Behindertenszene funktioniert, 
wird am Beispiel der Ergänzenden 
unabhängigen Teilhabeberatung 
offenkundig. Fachleute in der Be-
ratung werden gebunden, dürfen 
jedoch keine Rechtsberatung ma-
chen. Die Vereine, die sich dem 
System anschlossen, erhalten viel 
Geld, zahlen den Beraterinnen 
und Beratern Gehalt, geraten all-
zu leicht in Abhängigkeiten. Die-
se schaffen wiederum Wohlverhal-
ten. Es lag sicherlich nicht nur an 
Corona, dass die Regierungen seit-
her an der behindertenpolitischen 
Front Ruhe haben. Daneben wur-
den noch einige „freie“ Akteure 
in politische Strukturen eingebun-
den. Sie dürfen in Ministerien ein- 
und ausgehen, sahen sich schon am 
Tisch der Mächtigen. 

Einer von vielen Irrtümern, wie 
man tagtäglich erkennen kann. 

Gerhard Bartz
Im September 2022




